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Verfassungsgerichtshof 
PRESSESTELLE 

 
 

PRESSEMITTEILUNG 12. April 2024 

 

 Mündliche Verhandlung über den kommunalrechtlichen Normenkontrollan-

trag der Städte Pfullendorf und Meßkirch betreffend die Genehmigungs-

pflicht des Erwerbs land- oder forstwirtschaftlicher Grundstücke durch Ge-

meinden 

 

Der Verfassungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg verhandelt  

 

am Montag, dem 17. Juni 2024, 10:30 Uhr, 

im Sitzungssaal 1 des Oberlandesgerichts Stuttgart, Olgastraße 2, 

70182 Stuttgart 

 

über einen kommunalrechtlichen Normenkontrollantrag der Städte Pfullendorf 

und Meßkirch. 

 

Nach dem Agrarstrukturverbesserungsgesetz (ASVG) bedarf die Veräußerung 

eines land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücks von mindestens einem Hektar 

Größe grundsätzlich der Genehmigung durch die Landwirtschaftsbehörde. Von 

diesem Genehmigungserfordernis sind Gemeinden gemäß § 4 Nr. 5 ASVG nur 

dann befreit, wenn ein Bauleitplan existiert, der für das betroffene Grundstück 

andere als land- oder forstwirtschaftliche Zwecke vorsieht. Die Antragstellerinnen 

beantragen festzustellen, dass § 4 Nr. 5 ASVG mit der Landesverfassung nicht 

vereinbar und deshalb nichtig ist. Sie sehen sich in ihrer verfassungsrechtlich 

verbürgten kommunalen Selbstverwaltung verletzt, weil der für eine nachhaltige 

städtebauliche Entwicklung erforderliche Erwerb land- oder forstwirtschaftlicher 
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Grundstücke durch das Genehmigungserfordernis unsachgerecht und unverhält-

nismäßig erschwert werde.  

 

Medienvertreterinnen und -vertreter werden um Anmeldung bis zum 7. Juni 

2024 gebeten. 

 

Der Verfassungsgerichtshof 
 
Der Verfassungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg entscheidet im 
Rahmen gesetzlich geregelter Verfahren über die Auslegung der Landesverfas-
sung. Die Entscheidungen ergehen regelmäßig durch neun Richterinnen und 
Richter. Drei Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs sind Berufsrichter. Drei Mit-
glieder müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Bei drei weiteren Mitglie-
dern liegt diese Voraussetzung nicht vor. Der Verfassungsgerichtshof entschei-
det unter dem Vorsitz seines Präsidenten. Die Richterinnen und Richter des Ver-
fassungsgerichtshofs sind ehrenamtlich tätig. 
 


